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InhaltLiquidationsrecht

Die Entscheidung des BGH zum Liquidations-
recht für Honorarärzte und der Radiologe

In RWF Nr. 05/2019 berichteten wir im Beitrag „BGH stärkt Position 
von Chefärzten: kein Liquidationsrecht für Honorarärzte!“ über die Ent­
scheidung des Bundesgerichtshofs (BGH), mit der nochmal klargestellt 
wurde, dass Honorarärzte die von ihnen in einem Krankenhaus 
erbrachten wahlärztlichen Leistungen nicht abrechnen können, auch 
dann nicht, wenn sie zuvor in die Liste der Wahlärzte und ihrer ständi­
gen ärztlichen Vertreter aufgenommen worden sind (BGH, Urteil vom 
19.01.2019, Az. III ZR 325/17). Nach Erscheinen des Beitrags hat es 
einige Rückfragen von Radiologen gegeben, was dies für ihre Koopera­
tionsverträge mit Krankenhäusern bedeutet, die wir hier aufgreifen. 

von RA, FA für ArbeitsR und 
MedizinR Dr. Tilman Clausen, 
armedis Rechtsanwälte Hannover, 
www.armedis.de

Interne und externe Wahlarztkette

Zunächst stellt der BGH in dem Urteil 
klar, dass § 17 Abs. 3 S. 1 Kranken­
hausentgeltgesetz (KHEntgG) zwischen 
der internen und der externen Wahl­
arztkette unterscheidet. Mitglieder der 
internen Wahlarztkette seien angestell­
te und beamtete Ärzte des Kranken­
hauses, denen der Krankhausträger 
das Liquidationsrecht gewährt hat. Die 
Ärzte der externen Wahlarztkette sind 
Ärzte und ärztlich geleitete Einrichtun­
gen, die ihre wahlärztlichen Leistun­
gen außerhalb des Krankenhauses auf 
Veranlassung der liquidationsberech­

tigten Ärzte der internen Wahlarztkette 
erbringen. „Außerhalb des Kranken­
hauses“ bedeutet zweierlei: 
•	Zunächst sind damit solche Ärzte 

der externen Wahlarztkette gemeint, 
die ihre Leistungen auch räumlich 
außerhalb des Krankenhauses 
erbringen. Hier müssten die Patien­
ten ggf. in die kooperierende radio­
logische Praxis gebracht werden. 

•	Ärzte der externen Wahlarztkette 
sind aber auch solche Ärzte, die 
juristisch außerhalb des Kranken-
hauses tätig werden. Dieser Fall 
liegt dann vor, wenn die radiolo­
gische Praxis in dem Krankenhaus, 
mit dem kooperiert wird, Räumlich­
keiten angemietet hat und dort mit 
eigenen Geräten die radiologi­
schen Leistungen erbringt. 

https://www.rwf-online.de/
https://www.rwf-online.de/content/honorar-sonderausgabe-fuer-hausaerzte-goae-steigern-bis-zum-inflationsausgleich
https://www.rwf-online.de/content/honorar-sonderausgabe-fuer-hausaerzte-goae-steigern-bis-zum-inflationsausgleich
https://www.rwf-online.de/content/bgh-starkt-position-von-chefarzten-kein-liquidationsrecht-fur-honorararzte
https://www.rwf-online.de/content/bgh-starkt-position-von-chefarzten-kein-liquidationsrecht-fur-honorararzte
https://dejure.org/2019,1188
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In all diesen Fällen besteht für die Ko­
operationsverträge der Radiologen 
mit Krankenhäusern grundsätzlich 
keine Gefahr. 

Wahlarztleistungs-Vereinbarungen 
in den Kooperationsvertrag? Nein

Aus der Tatsache, dass § 17 Abs. 3 
S.  1 KHEntgG besagt, dass Radio­
logen als Teil der externen Wahlarzt­
kette wahlärztliche Leistungen abrech­
nen können, wenn sie sich räumlich 
oder juristisch außerhalb des Kranken­
hauses befinden und auf Veranlassung 
der liquidationsberechtigten Ärzte der 
internen Wahlarztkette tätig werden, 
ergibt sich Folgendes: Die Erbringung 
wahlärztlicher Leistungen kann nicht 
Teil eines Kooperationsvertrags zwi­
schen einer radiologischen Praxis und 
einem Krankenhaus sein, da der 
Krankenhausträger laut BGH die Leis­
tungen der Radiologen nicht veranlas­
sen darf. Hierfür zuständig seien aus­
drücklich die Ärzte der internen Wahl­
arztkette. Kooperationsverträge, die 
dies anders regeln, sollten geändert 
werden, um Probleme zu vermeiden. 

Die Entscheidung des BGH kann künf­
tig auch privaten Krankenversicherun­
gen vorgehalten werden, die sich auf 
die Entscheidung des Landgerichts 
(LG) Stade beziehen, wonach im 
Rahmen einer Kooperation zwischen 
Krankenhäusern und radiologischen 
Praxen außerhalb des Krankenhauses 
keine wahlärztlichen Leistungen ab­
gerechnet werden können (LG Stade, 
Urteil vom 20.5.2015, Az. 4 S 45/14, 
Details in RWF  Nr.  10/2015, 
Seite  4, unter www.rwf-online.de). 
Die Begründung lautete, dass wahl­
ärztlichen Leistungen in diesen Fällen 
immer von dem gleichen Radiologen 
erbracht werden, die Patienten somit 
keine Wahl haben. Die Entscheidung 
des LG Stade ist nur insoweit richtig, 
dass die Erbringung wahlärztlicher 

Leistungen durch externe Radiologen 
nicht in einen Kooperationsvertrag 
mit einem Krankenhaus hineingehört. 
Wohl aber können die Radiologen 
nach Meinung des BGH auf Veran­
lassung der Ärzte der internen Wahl­
arztkette tätig werden.

Als „Externe“ in die Wahlleistungs­
vereinbarung? Nicht ratsam

Nach der o. g. Entscheidung des BGH 
sollte auch von Konstellationen abge­
raten werden, in denen die Radio­
logen sich als externe Wahlärzte in 
die Wahlleistungsvereinbarung mit 
aufnehmen lassen, die das Kranken­
haus mit dem jeweiligen Privatpatienten 
schließt. Auf der Grundlage einer 
Wahlleistungsvereinbarung werden 
nur die Ärzte der internen Wahlarzt­
kette tätig. Die Leistungen der Ärzte 
der externen Wahlarztkette (Radio­
logen) müssen erst durch die Ärzte der 
internen Wahlarztkette veranlasst 
werden, sodass externe Radiologen 
nicht in die Wahlleistungsverein­
barung des Krankenhauses gehören.

Hauptbehandlungsleistungen im 
Kooperationsvertrag? 

Bedenklich dürfte im Rahmen von 
Kooperationsverträgen zwischen exter­
nen Radiologen und Krankenhäusern 
zukünftig auch die Erbringung von 
Hauptbehandlungsleistungen sein (z. B. 
bei angiografischen Interventionen, wo 
der Patient allein deswegen in das 
jeweilige Krankenhaus kommt). Man 
kann die Entscheidung des BGH so ver­
stehen, dass Hauptbehandlungsleistun­
gen nur von den Ärzten der internen 
Wahlarztkette erbracht werden können.

Fazit

Radiologen haben aufgrund der 
o. g. Entscheidung des BGH vom 
19.01.2019 grundsätzlich keinen 
Grund zur Besorgnis.

Haftungsrecht

Schmerzensgeld nach 
Armbruch bei MRT

Ein Rechtsstreit zwischen einem 
Mann, der sich einen Arm im 
Rahmen einer MRT-Untersuchung 
gebrochen hatte und einer radio­
logischen Praxis, endete mit 
einem Vergleich. Demnach zahlt 
die radiologische Praxis an den 
Patienten, der vor dem Land­
gericht (LG) Bonn geklagt hatte,  
ein Schmerzensgeld in Höhe von 
3.600 Euro (Az. 9 O 244/18). 

Dies bestätigte ein Sprecher des 
LG  Bonn gegenüber dem RWF. Der 
Kläger hatte auf Schmerzensgeld in 
Höhe von 7.000 Euro geklagt. Der 
übergewichtige und rechtsseitig 
gelähmte Mann war im Oktober 
2016 im MRT steckengeblieben, 
nachdem der Arm vermutlich wäh­
rend der Fahrt in die Röhre von der 
Liege gefallen und beim Hinausfahren 
eingeklemmt wurde. Aufgrund der 
einseitigen Lähmung konnte der 
Patient den Unfall nicht verhindern, so 
die Darstellung im Bonner General­
anzeiger, die der Sprecher des LG 
bestätigte. Der Patient hatte demnach 
erklärt, er hätte auf der MRT-Liege ge­
sichert werden müssen. Die Lähmung 
sei den Praxismitarbeitern bekannt 
gewesen. Aus Sicht der radiologi­
schen Praxis sei der Unfall nicht vor­
hersehbar gewesen, deswegen hätte 
man auch keine Vorsichtsmaßnahmen 
getroffen. Die Kammer war jedoch 
der Auffassung, dass der Unfall vor­
hersehbar war und die Praxis dem 
Grunde nach haftet. Denn wenn ein 
Patient mit zweifachem Risiko (adipös 
und gelähmt) in die Röhre geschoben 
werde, müsse gesichert werden.

http://files.vogel.de/iww/iww/quellenmaterial/dokumente/145440.pdf
https://www.rwf-online.de/content/sachkostenstreit-neues-urteil-mit-drohpotenzial-f%C3%BCr-bestehende-kooperationen
https://www.rwf-online.de/content/sachkostenstreit-neues-urteil-mit-drohpotenzial-f%C3%BCr-bestehende-kooperationen
https://www.rwf-online.de/
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Der Haftungsfall- wie reagiere ich richtig bei 
Behandlungsfehlervorwürfen? 

Ein möglicher Haftungsfall ist für einen Arzt eine ernstzunehmende 
Angelegenheit und kann erhebliche Konsequenzen nach sich ziehen. 
Üblicherweise deutet sich ein möglicher Haftungsfall schon dann an, 
wenn ein Patient entweder selbst oder in anwaltlicher Vertretung die 
Einsichtnahme in seine Patientenakte verlangt bzw. um Übersendung 
von Abschriften gegen Kostenerstattung bittet. 

von RAin, FAin für MedizinR  
Dr. Christina Thissen, Münster,  
www.kanzlei-am-aerztehaus.de

Einsicht in die Patientenakte: Was 
ist zu beachten?

Erfolgt die Aufforderung zur Einsicht­
nahme durch einen Anwalt, so müs­
sen Sie zunächst darauf achten, dass 
dieser sich durch eine entsprechende 
Vollmacht legitimiert und Ihnen eine 
Schweigepflichtentbindung zu seinen 
Gunsten in Bezug auf die in Ihrem 
Hause erfolgte Behandlung vorlegt. 
Ansonsten darf eine Übersendung 
aufgrund der bestehenden ärztlichen 
Schweigepflicht nicht an den Anwalt, 
sondern nur unmittelbar an den 
Patienten persönlich erfolgen. 

In der anwaltlichen Praxis erleben wir  
immer wieder, dass Ärzte entspre­
chende Anfragen ignorieren, die 
Dokumentation teilweise zurückhal­
ten oder gar unvorteilhafte Einträge 
aus der Dokumentation streichen. 
Davon ist dringend abzuraten. Gemäß 
§ 630g BGB besteht für den Patien­
ten ein jederzeitiges Recht auf Ein­
sicht. Dies umfasst die vollständige 
Akte, auch angefertigte Röntgen-/
CT- und MRT-Bilder. Der Arzt kann nur 
dann die Einsichtnahme bzw. Über­
sendung von Abschriften gegen 
Kostenübernahme verweigern, wenn 

dem therapeutische oder sonstige 
erhebliche Gründe entgegenstehen. 

Merke

Im Bereich der Radiologie, in der 
die Patientendokumentation ganz 
vorwiegend aus den Befunden 
der angewendeten bildgebenden 
Verfahren besteht, sind solche 
Verweigerungsgründe praktisch 
kaum denkbar. 

Verzögerungen beim Aktenversand 
können Patienten fast ausnahmslos 
erfolgreich mit einer Herausgabekla­
ge begegnen. Im Übrigen schlägt 
sich eine Verschleppungstaktik des 
Arztes im Falle eines anschließenden 
Arzthaftungsprozesses nach ständi­
ger Rechtsprechung durchaus auch in 
der Schmerzensgeldhöhe nieder. 
Nachträgliche Veränderungen der 
Akte müssten als solche kenntlich 
gemacht werden (§ 630f Abs. 1 BGB). 
Der Beweiswert der Dokumentation 
wird ansonsten insgesamt erheblich 
eingeschränkt oder gar aufgehoben, 
wenn ein befasstes Gericht Manipu­
lationen am Akteninhalt feststellen 
sollte.

Analoge Röntgenbilder im Original 
oder in Kopie?

Speziell bei Radiologen stellt sich im 
Zusammenhang mit dem Einsicht­

nahmerecht des Patienten aber in der 
Praxis noch eine andere Frage: 
Müssen Röntgenbilder, die in ana­
loger Form erstellt wurden, im Origi­
nal an den Patienten herausgegeben 
werden? Der Arzt ist im rechtlichen 
Sinne Urheber und Eigentümer des 
Originals. Dennoch muss er es dem 
Patienten zumindest vorübergehend 
zur Verfügung stellen, wenn eine 
Anforderung durch nachbehan­
delnde Ärzte erfolgt (vgl. § 28 Abs. 8 
Röntgenverordnung). Einer Anforde­
rung des Originals durch den 
Patienten oder seinen Anwalt muss 
hingegen nicht entsprochen werden. 
Die Rechte des Patienten sind in 
§  630g Abs. 2 BGB insoweit 
abschließend geregelt. Er kann 
gegen Kostenübernahme nur elektro­
nische Abschriften verlangen.

Wann ist die Dokumentation von 
Zusatzinformationen sinnvoll?

Sie sind gemäß § 630f BGB nur 
verpflichtet, in der Patientenakte sämt­
liche aus fachlicher Sicht für die 
derzeitige und künftige Behandlung 
wesentliche Maßnahmen und deren 
Ergebnisse aufzuzeichnen. Daher ist 
es bei einem drohenden Haftungspro­
zess sinnvoll, abseits der Behand­
lungsdokumentation Zusatzinforma­
tionen zu den tatsächlichen Abläufen 
als Gedächtnisstütze zu erstellen. Sie 
werden sich ansonsten später in einer 
juristischen Auseinandersetzung nicht 
mehr an die unter Umständen streit­
entscheidenden Einzelheiten erinnern. 

Soweit Sie überhaupt konkrete 
Erinnerungen an die Behandlung 
bzw. Befundung haben, sollten Sie 
bei drohender Haftung unmittelbar 
ein Gedächtnisprotokoll erstellen. 
Darin sollten Sie den Behandlungs­
ablauf und besondere Umstände im 
Detail schriftlich aufarbeiten. Folgen­
de Fragen können in diesem 
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Zusammenhang u.  a. als Orientie­
rungshilfe dienen:  
•	War der Patient in Begleitung? 
•	Hat er besondere Fragen gestellt? 
•	Wie lange hat das Gespräch 

gedauert? 
•	Welche Erklärungen für eine 

lückenhafte Dokumentation liegen 
ggf. vor?

Dieses Gedächtnisprotokoll verwah­
ren Sie gesondert von der Patienten­
akte, da es rechtlich nicht zum Akten­
inhalt gehört. Entsprechend muss es 
dem Patienten nicht zur Einsicht zur 
Verfügung gestellt werden.

Haftpflichtversicherung frühzeitig  
einbinden

Anwaltliche Anschreiben sollten Sie 
vorsorglich, selbst wenn Sie zunächst 
nur zur Überlassung einer Abschrift 
der Patientenakte aufgefordert wer­
den, grundsätzlich bei Ihrer Haft­
pflichtversicherung (nicht Rechts­
schutzversicherung) vorlegen. Eine 
Ausnahme hiervon besteht allerdings: 
wenn sich aus dem Kontext ergibt, 
dass sich die Forderungen des Patien­
ten offenkundig gegen einen anderen 
Arzt richten (z. B. aufgrund der 
Betreffzeile des Schreibens) und von 
Ihnen nur ergänzend Befunde ange­
fordert werden. 

Sollte Ihnen ohne anwaltliche 
Vorwarnung unmittelbar eine Klage 
zugestellt werden oder die Schlich­
tungsstelle einer Ärztekammer Sie im 
Auftrag eines Patienten kontaktieren, 
so nehmen Sie ebenfalls umgehend 
Kontakt mit Ihrem Versicherer auf. 

Merke

Geben Sie in keinem Fall eigene 
Stellungnahmen oder gar Haf­
tungszusagen gegenüber dem 
Patienten ab.

Versicherung entscheidet, welcher 
Anwalt Sie vertritt 

Die Haftpflichtversicherung entschei­
det sowohl bei außergerichtlicher als 
auch bei gerichtlicher Inanspruch­
nahme darüber, was gegenüber dem 
Patienten kommuniziert wird und 
durch wen Sie sich gegenüber dem 
Patienten anwaltlich vertreten lassen. 
Die Mandatierung und Kostenüber­
nahme erfolgt auch ausschließlich 
über den Versicherer.

Einige Versicherungsgesellschaften 
respektieren in diesem Zusammen­
hang zumindest im Falle einer Klage 
die Wünsche ihres Versicherungs­
nehmers. Andere Versicherer beste­
hen aber auf die Mandatierung 
eines ihrer Kooperationsanwälte. 
Einer außergerichtlichen anwalt­
lichen Vertretung wird fast nie zuge­
stimmt, da die außergerichtliche 
Kommunikation üblicherweise durch 
angestellte Juristen des Versicherers 
übernommen wird.

Für die Ärzte ist es vielfach irritierend, 
wenn sie sich in dieser ohnehin schon 
belastenden Situation unerwartet 
nicht an ihren Vertrauensanwalt 
wenden dürfen. Es besteht nur die 
Möglichkeit, sich auf eigene Kosten 
im Hintergrund begleitend vom 
Wunschanwalt beraten zu lassen, 
ohne dass dieser nach außen in 
Erscheinung treten dürfte. 

Praxistipp

Wem bestehende persönliche 
Bindungen in der anwaltlichen 
Beratung wichtig sind, sollte einen 
prüfenden Blick in die eigenen 
Versicherungsbedingungen vor­
nehmen und ggf. auch einen 
Wechsel der Versicherung in 
Erwägung ziehen.

Versicherung fordert Akten und 
Stellungnahme 

Die Versicherung wird Sie zur Beurtei­
lung der Haftungsfrage in jedem Fall 
auffordern, ihr Abschriften der 
Behandlungsdokumentation und eine 
ärztliche Stellungnahme zukommen 
zu lassen. Auch hier gilt: Nehmen Sie 
keine Veränderungen an der Doku­
mentation vor und geben Sie eine 
wahrheitsgemäße Stellungnahme ab, 
auch wenn Ihnen ein Behandlungs­
fehler unterlaufen sein sollte. Sollten 
die Vorwürfe des Patienten offenkun­
dig berechtigt sein, so sollten Sie auf 
eine außergerichtliche Regulierung 
des Schadens durch die Versicherung 
in Ihrer Stellungnahme hinwirken. Ein 
Gerichtsprozess ist langwierig, durch 
die Öffentlichkeit der Gerichtsver­
handlungen ggf. sogar rufschädi­
gend und dadurch belastend. Dies 
sollte man nur auf sich nehmen, wenn 
man sich aus eigener Überzeugung 
keinen Behandlungsfehler vorwerfen 
lassen muss.



5

6 /19

Radiologen WirtschaftsForum
Informationsdienst für Radiologen 
in Praxis und Klinik

Recht

Vertragsarztrecht

Rechtssichere Praxisabgabe/-nachfolge: Drei 
Fliegen mit einer Klappe schlagen – Jobsharing

Vor langer Zeit war alles einfacher. Als Vertragsärzte ausschließlich 
in Einzelpraxis tätig sein durften, war die Sache klar: Wer ans Auf­
hören dachte, suchte sich einen jungen, am Krankenhaus tätigen 
Kollegen (und hier steht nicht zufällig die maskuline Form), schloss 
einen Praxiskaufvertrag und trug die Angelegenheit dann zum Zulas­
sungsausschuss. Mögliche Konkurrenten zogen sich auf kollegiale 
Anfrage hin zurück, der Senior schied aus, der Junior übernahm: 
Happy End.

von RA, FA für MedizinR  
Dr. iur. Thomas Willaschek, D+B 
Rechtsanwälte Partnerschaft mbB, 
www.db-law.de

Alter Hut passt gut

Heute ist die Rechtslage wie auch die 
Konkurrenzsituation unübersichtlicher. 
Die Bedürfnisse junger Ärztinnen und 
Ärzte sind vielschichtiger und die Ver­
einbarkeit von Beruf und Familie un­
abdingbar. Viele Praxen werden 
auch innerhalb des Fachgebiets fo­
kussierter und betriebswirtschaftlich 
sensibler geführt. Die Kunst besteht 
also darin, einen Hut zu finden, unter 
den das alles passt.

Ein eigentlich „alter Hut“ kann helfen: 
Das Jobsharing. Dabei teilen sich (min­
destens) zwei Ärzte derselben Fach­
richtung einen Arztsitz – auch in ge­
sperrten Planungsbereichen kann so 
ein zusätzlicher Kollege ohne eigene 
Zulassung (Junior) beim Zugelassenen 
(Senior) huckepack vertragsärztlich 
tätig werden. Es gibt zwei Varianten: 
•	Die Ärzte teilen sich als Partner 

einer Berufsausübungsgemein­
schaft (BAG) eine Zulassung oder 

•	der Senior stellt den Junior mit 
Genehmigung des Zulassungsaus­
schusses an.

Um das Ganze systemverträglich, 
ergo kostenneutral zu halten, wird 
der Leistungsumfang einer Jobsha­
ring-Praxis festgeschrieben. Grund­
sätzlich liegt die Obergrenze bei der 
Leistungsmenge, die die Praxis in der 
Vergangenheit abgerechnet hat (plus 
drei Prozent des Fachgruppendurch­
schnitts). 

Radiologische Jobsharing-Praxen un­
terhalb des Fachgruppendurch­
schnitts können ihre Leistungen aber 
künftig bis zum Fachgruppendurch­
schnitt steigern – der Gesetzgeber 
möchte damit Anreize für weniger 
ausgelastete Praxen schaffen.

Weil der Leistungsumfang nicht 
gesteigert werden darf, eignet sich 
das Jobsharing nicht für alle Ärzte – 
insbesondere alteingesessenen Pra­
xen mit großem Zuweiserstamm aber 
bietet sich die Chance, gleich drei 
Fliegen mit einer Klappe zu schlagen.

Erste Fliege: Versorgungsauftrag 
nach TSVG erfüllen

Das Terminservice- und Versorgungs­
gesetz (TSVG) verlangt von niederge­
lassenen Ärzten mehr Mindestsprech­
stunden: Pro Woche sollen mindes­
tens 25 Stunden verpflichtend ange­

boten werden. Die KVen sollen die 
Einhaltung der Mindestsprechstunden 
überwachen.

Im Jobsharing können die Verpflich­
tungen von den Jobsharern gemein­
sam erfüllt werden. In der Jobsharing-
BAG entscheiden die Partner ganz 
flexibel, wer welchen Leistungsanteil 
erbringt. Es ist möglich, das in jedem 
Quartal unterschiedlich zu hand­
haben. Die Vorgabe ist allein, dass 
alle vertragsärztlich tätig sind: Die 
rechtlich liberale Untergrenze ist 
dann ein Behandlungsfall; die 
Verwaltungshandhabung der jewei­
ligen KVen und Zulassungsausschüs­
se abzufragen, erscheint aber sinn­
voll. In der Anstellungsvariante ist zu 
beachten, dass der Junior die in dem 
eingereichten Arbeitsvertrag fest­
gelegten Wochenarbeitsstunden nicht 
überschreitet.

Zweite Fliege: Nachfolge sichern

Das Jobsharing wurde auch einge­
führt, um einen fließenden Praxis­
übergang zu ermöglichen: Der Senior 
muss nicht von einem Moment auf 
den anderen aus der Versorgung 
ausscheiden, sondern kann langsam 
die Arbeitszeit reduzieren. Und er 
kann während der gemeinsamen 
Praxistätigkeit den Junior nicht nur 
grundsätzlich medizinisch oder 
administrativ („KV-Angelegenheiten“), 
sondern auch hinsichtlich der spezi­
fischen Eigenheiten der Patienten­
klientel anleiten. Der Junior wieder­
um, meist neu in der ambulanten Ver­
sorgung, kann sich eingewöhnen und 
mit steigender Arbeitsroutine flexibel 
Patienten aufstocken.

Das sichert den Praxisstandort und 
erhöht die Zufriedenheit nicht nur bei 
den Patienten. Durch die gemein­
same Zeit lassen sich außerdem 
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Ängste bei Ärzten, die noch unsicher 
sind, ob sie eine Selbstständigkeit 
stemmen können oder wollen, 
abbauen. Insgesamt kann es so gelin­
gen, mit einem besonders attraktiven 
Übernahmepaket den Wunschkandi­
daten zu gewinnen.

Besonders gut wird aus Abgeberpers­
pektive bewertet, dass das Hucke­
pack-Verfahren auch so etwas wie 
eine Probezeit ermöglicht. Denn ein 
Jobsharing ist zulassungsrechtlich 
relativ unkompliziert eingegangen 
und auch wieder gelöst. 

Entscheidend ist natürlich, dass auch 
die zivilrechtlichen Verträge – ob 
BAG-Vertrag oder Arbeitsvertrag – 
entsprechend formuliert sind. Cave: 
Wer nicht prüft, bindet sich sonst un­
gewollt ewig. 

Noch ein Vorteil besteht darin, dass 
nach mindestens dreijährigem Job­
sharing und bei Bewerbung des Juni­
ors im Nachbesetzungsverfahren kei­
ne Prüfung erfolgt, ob die Praxis aus 
Versorgungsgründen weitergeführt 
werden muss. Wird der Junior ausge­
wählt, droht also kein „Praxiszwangs­
aufkauf“ durch die KV.

Dritte Fliege: Finanzierung stemmen

Am besten eignen sich solche Arzt­
praxen für das Jobsharing, die in 
der GKV-Versorgung bereits am Limit 
arbeiten und im PKV-Bereich noch 
über ungehobene Potenziale verfü­
gen. Es ist dann sehr sinnvoll, den 
Junior mehr und mehr in die GKV-
Versorgung einzubinden und in der 
gewonnenen freien Zeit Privat­
patienten zu behandeln. Das er­
scheint nicht nur wirtschaftlich sinn­
voll, sondern deckt sich oft auch mit 
den Bedürfnissen sowohl der Ärzte 
als auch der Patienten.

Praxistipp

Ein Jobsharing kann in den meis­
ten Fällen das Risiko minimieren, 
Honorarrückforderungen auf­
grund von Plausibilitätsprüfungen 
zu erleiden; denn wenn zwei 
Fachärzte gemeinsam eine Zulas­
sung ausfüllen, liegt nahe, dass 
sie erhebliche Patientenzahlen 
bzw. Leistungsmengen bewäl­
tigen können (auch eine Variante: 
Jobsharer statt Weiterbildungs­
assistent).

Wenn die Praxis ausreichend wirt­
schaftliches Potenzial bietet, kann mit 
ihr ein für den Abgeber attraktiver 
Kaufpreis erzielt werden. Eine länge­
re Zusammenarbeit im Jobsharing 
bietet dann dem Junior auch die 
Möglichkeit, für die Übernahme Rück­
lagen zu bilden oder durch Gehalts­
verzicht bzw. schrittweisen Einkauf 
auch höhere Kaufpreise zu stemmen.

Praxistipp 

Ein besonderer Anreiz liegt zu­
dem darin, dass nach zehn Jah­
ren Jobsharing in einer BAG die 
Obergrenzen entfallen mit der 
Konsequenz zweier voller, unbe­
schränkter Zulassungen. Diese 
gar nicht „magische“, sondern 
gesetzlich angeordnete Sitzver­
mehrung kreiert also je nach 
Standort und Marktwert durchaus 
einen sechsstelligen Wertzuwachs 
für die Praxis und eröffnet neue 
wirtschaftliche Spielräume. Wer 
diesen Coup plant, sollte aber kla­
re vertragliche Regelungen für 
den „Tag X“ treffen.

↘↘ WEITERFÜHRENDER HINWEIS

•	„Rechtssichere Praxisabgabe und 
-nachfolge: Praxisübergabe an einen 
jungen Nachfolger“ in RWF 
Nr. 11/2018

Private Equity 

PwC: weiter großes 
Investoreninteresse 
im Radiologiesektor

Die Wirtschaftsprüfungs- und 
Beratungsgesellschaft PwC hat 
im Transaktionsmonitor Gesund­
heitswesen von April 2019 ein 
unverändert großes Investoren­
interesse bei radiologischen 
Leistungserbringern festgestellt. 

Das Gesundheitswesen wird im Rah­
men der Untersuchung in vier Subsek­
toren unterteilt. Die Aktivitäten in den 
Subsektoren „Krankenhäuser und 
Fachkliniken“ sowie „Rehabilitations­
einrichtungen“ seien eher morderat.  
Hingegen halte die Dynamik in den 
beiden Subsektoren „Pflegeeinrich­
tungen“ sowie „niedergelassene und 
ambulante Leistungserbringer“, zu 
dem auch der Bereich der Radiologie 
gezählt wird, unvermindert an. 

Die anhaltend hohe Transaktionsaktivi­
tät im Subsektor niedergelassene und 
ambulante Leistungserbringer gelte so­
wohl für die Übernahmen einzelner 
Praxen und kleinerer Praxisgruppen 
durch bestehende Konsolidierungs­
plattformen als auch für den Aufbau 
neuer MVZ-Strukturen. Speziell im 
Radiologiesektor würden laut dem Be­
richt insbesondere Finanzinvestoren 
die Marktkonsolidierung vorantreiben. 
Als Beispiele werden der Einstieg von 
Triton bei der Deutschen Radiologie 
Holding sowie der Verkauf der Radio­
logie Holding GmbH genannt. 

↘↘ WEITERFÜHRENDER HINWEIS

•	„Wie Private-Equity-Gesellschaften­
den deutschen Radiologie-Markt 
durchdringen“ in RWF Nr. 05/2019

https://www.rwf-online.de/content/rechtssichere-praxisabgabe-und-nachfolge-praxisubergabe-einen-jungen-nachfolger
https://www.rwf-online.de/content/rechtssichere-praxisabgabe-und-nachfolge-praxisubergabe-einen-jungen-nachfolger
https://www.rwf-online.de/content/rechtssichere-praxisabgabe-und-nachfolge-praxisubergabe-einen-jungen-nachfolger
https://www.pwc.de/de/newsletter/transaktionen/transaktionsmonitor-gesundheitswesen.html
https://www.pwc.de/de/newsletter/transaktionen/transaktionsmonitor-gesundheitswesen.html
https://www.rwf-online.de/content/wie-private-equity-gesellschaften-den-deutschen-radiologie-markt-durchdringen
https://www.rwf-online.de/content/wie-private-equity-gesellschaften-den-deutschen-radiologie-markt-durchdringen
https://www.rwf-online.de/content/wie-private-equity-gesellschaften-den-deutschen-radiologie-markt-durchdringen
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Finanzierung

Wahl der Tilgungsmethode: Darauf kommt es an

Bei Finanzierungen, z. B. in einer Arztpraxis/einem MVZ, müssen meh­
rere zentrale Faktoren beleuchtet werden, um ein optimales Gesamt­
ergebnis zu erzielen. Der Höhe des Zinssatzes einer Finanzierung 
kommt dabei nur eine nachrangige Bedeutung zu. In diesem Beitrag 
geht es zunächst um die Wahl der geeigneten Tilgungsmethode. 

von Dipl.-Kfm. Steuerberater  
Dirk Klinkenberg, CURATOR GmbH, 
Spezialkanzlei für Heilberufe, Bergisch-
Gladbach, www.curator.de

Tilgungsmethoden im Überblick

Finanzierungen können grundsätzlich 
auf drei Wegen getilgt werden.

1. Annuitätendarlehen
Die Annuität wird aus Zinssatz und 
anfänglichem Tilgungssatz berechnet 
und bleibt während der Zinsfestschrei­
bung konstant. Durch die laufende 
Tilgung sinkt die Restschuld und somit 
der zu zahlende Zinsbetrag, während 
der in der Rate enthaltene Anteil für 
die Tilgung entsprechend steigt. Die 
stetige Tilgungserhöhung führt zu 
einer Laufzeitverkürzung und bietet 
eine Kalkulationssicherheit für den 
Liquiditätsbedarf.

2. Tilgungsdarlehen
Hier bleibt der Tilgungsbetrag immer 
gleich und bildet zusammen mit der 
Zinszahlung die Rate, die folglich mit 
jeder Zahlung sinkt. Darum läuft ein 
Tilgungsdarlehen bei gleicher anfäng­
licher Tilgung länger als ein 
Annuitätendarlehen.

3. Endfällige Darlehen mit Tilgungs­
träger
Diese Darlehen werden während der 
Laufzeit nicht getilgt. Die Tilgung wird 

über einen separaten Tilgungsträger 
parallel aufgebaut.

Während die Finanzierungszinsen 
über den gesamten Zeitraum in voller 
Höhe entstehen und steuerlich gel­
tend gemacht werden können, wird 
der Tilgungsträger so gewählt, dass 
die dort entstehenden Erträge günsti­
ger besteuert werden. Dies führt zu 
einem steuerlichen Vorteil. 

Vor- und Nachteile eines 
Tilgungsträgers

Bei der Wahl eines endfälligen Dar­
lehens mit Tilgungsträger wird also 
versucht, mit steuerlicher Unterstüt­
zung ein Zinsdifferenzgeschäft zu 
erzeugen, das im Ergebnis wirtschaft­
lich vorteilhafter ist als die o. g. klas­
sischen Finanzierungsformen. Doch 
wo Chancen vorhanden sind, sind 
auch Risiken nicht weit. 

Merke

Da die Risiken im Tilgungsträger 
stecken, ist dessen Auswahl sehr 
wichtig.

Bis Ende 2004 wurden oft Kapital­
lebensversicherungen als Tilgungsträ­
ger genutzt, da deren Erträge – unter 
bestimmten Voraussetzungen – steuer­
frei vereinnahmt werden konnten. 
Seit 2005 werden diese Erträge aber 
zu mindestens 50  Prozent besteuert 

und die Beiträge können nicht mehr 
als Sonderausgaben geltend gemacht 
werden. Zudem ist die Garantiever­
zinsung von Kapitallebensversiche­
rungen in den letzten Jahren immer 
weiter gesunken. Zurzeit werden des­
halb eher breit gestreute Kapitalanla­
gen wie z. B. weltweit investierende 
Aktienfonds genutzt, bei denen aber 
die Kursrisiken zu beachten sind. 

Darüber hinaus ist zu bedenken, dass 
die Tilgungsträger immer als Sicher­
heit der finanzierenden Bank dienen. 
Sollte sich ein Kursrisiko während der 
Laufzeit realisieren, kann es zu Nach­
schusspflichten kommen.

Konkreter Belastungsvergleich

Während sich die Restschuldentwick­
lung bei den drei vorgestellten Alter­
nativen kaum unterscheidet, ergeben 
sich interessante Unterschiede 
hinsichtlich der Liquiditätsbelastung.

Beispiel

Für einen Vergleich wird jeweils 
ein Finanzierungsvolumen von 
150.000 Euro angenommen. Bei 
einem Zinssatz von 3,5 Prozent 
wird diese Finanzierung über 
zehn Jahre getilgt. Für den 
genutzten Tilgungsträger wird ein 
Ertrag von ebenfalls 3,5 Prozent 
unterstellt. Diese Kapitalanlage 
soll der Abgeltungsteuer unter­
liegen.

Vergleich der Liquiditätsbelastung 
vor Steuern p. a.
Dieser Vergleich zeigt die gleich­
mäßige Belastung durch das Annui­
täten- sowie durch das endfällige 
Darlehen, während das Tilgungsdar­
lehen am Anfang die höchste Liquidi­
tät beansprucht und in den letzten 
Jahren die geringste (siehe Grafik 1).
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Grafik 1: Vergleich der Liquiditätsbelastung durch Zins und Tilgung vor Steuern p. a.

Quelle: CURATOR GmbH | Grafik: IWW Institut
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Vergleicht man den Gesamtaufwand 
über die gesamte Laufzeit, ergeben 
sich folgende Gesamtkosten vor 
Steuern:

•	Annuitätendarlehen:	 27.954 Euro
•	Tilgungsdarlehen:	 26.465 Euro
•	Endfälliges Darlehen  

(inkl. Tilgungsträger):	32.530 Euro

Vergleich der Liquiditätsbelastung 
nach Steuern p. a.
Für einen wirtschaftlich sinnvollen 
Vergleich muss die steuerliche 
Wirkung der Zinsen berücksichtigt 
werden. Wir unterstellen dazu den 
Spitzensteuersatz von 42 Prozent plus 
Solidaritätszuschlag (siehe Grafik 2).

Grafik 2: Vergleich der Liquiditätsbelastung durch Zins und Tilgung nach Steuern p. a.

Quelle: CURATOR GmbH | Grafik: IWW Institut
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Die Betrachtung der Ergebnisse nach 
Steuern zeigt, dass die immer gerin­
ger werdende Zinslast beim Annui­
tätendarlehen zu einem steigenden 
Liquiditätsbedarf führt. 

Vergleicht man den Gesamtaufwand 
über die gesamte Laufzeit, so erge­
ben sich nach Steuern die folgenden 
Gesamtkosten:

•	Annuitätendarlehen:	 15.268 Euro
•	Tilgungsdarlehen:	 14.738 Euro
•	Endfälliges Darlehen  

(inkl. Tilgungsträger):	  9.267 Euro

Die Lösung „endfälliges Darlehen mit 
Tilgungsträger“ ist in dieser Betrach­

tung von der teuersten zur billigsten 
Lösung geworden.

Wichtig

Die Aussage, dass das endfällige 
Darlehen mit Tilgungsträger im 
Beispiel von der „teuersten zur 
billigsten“ Lösung geworden ist, 
hängt ganz entscheidend davon 
ab, dass im Tilgungsträger auch 
die angestrebte Rendite von 
3,5 Prozent erzielt wird.

Wenn durch fehlende Rendite nach 
zehn  Jahren nur 140.000 Euro statt 
der benötigten 150.000 Euro im 
Tilgungsträger vorhanden sind, bleibt 
diese Lösung die teuerste. Aber natür­
lich gilt andererseits auch: Wenn 
nach zehn  Jahren 160.000 Euro im 
Tilgungsträger angesammelt wurden, 
hat man das Darlehen quasi „um­
sonst“ bekommen. Neben der Wahl 
der Tilgungsmethode und der Steue­
rung der Laufzeit der Finanzierung 
zählt auch die Frage, ob neben der 
Finanzierung in der Praxis auch eine 
private Finanzierung (z. B. für ein 
Eigenheim) existiert, zu den wichti­
gen Aspekten einer ganzheitlichen 
Finanzierungsplanung. In einem 
Folgebeitrag zum Thema wird darauf 
vertiefend eingegangen.

Fazit

Die Lösung über einen Tilgungs­
träger bietet Chance und Risiko. 
Deshalb sollte man dieses Risiko 
nur eingehen, wenn man es auch 
tragen kann.

↘↘ WEITERFÜHRENDER HINWEIS

•	„Worauf es bei der Praxis- bzw. 
Gerätefinanzierung ankommt“ in 
RWF Nr. 05/2019 

https://www.rwf-online.de/content/worauf-es-bei-der-praxis-bzw-geratefinanzierung-ankommt
https://www.rwf-online.de/content/worauf-es-bei-der-praxis-bzw-geratefinanzierung-ankommt

